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Generalsekretär Peter Hintze: 

Für ein einheitliches 
Asylrecht in Europa 

Artikel 16 soll durch die 
Genfer Flüchtlingskonvention 

ersetzt werden. 

j e Asylproblematik hat sich in Deutschland 
Jll ^atisch zugespitzt. Es hat sich gezeigt, daß 

e bisherigen Maßnahmen und Überlegungen 
n r [Einschränkung des Asylmißbrauchs an den 

ealitäten scheitern. Wir brauchen ein Verfah- 
\J*i^as angesichts der rapide steigenden Asylbe- 
si L .2anlen zügige Entscheidungen bei offen- 
m     .!cn aussichtslosen Anträgen ermöglicht und 

r für Zweifelsfälle ausführliche Verfahren 
Vorsieht. 
jj- 

erzu reicht eine bloße Ergänzung des Grundgeset- 
s nicht aus. Notwendig ist eine Grundgesetzände- 

~nE> die an die Stelle des subjektiv-öffentlichen 
JUndrechtes, das Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 
« Währt („Politisch Verfolgte genießen Asylrecht."), 

ne institutionelle Asylrechtsgarantie auf der Basis 
r Genfer Flüchtlingskonvention treten läßt, 

objektiv-öffentliches Grundrecht" bedeutet, daß 
sich F ^sy,bewerDer — auch in offenkundig aus- 

tslosen Fällen — einen einklagbaren Rechtsan- 
Uch auf aufwendige Prüfung seines Antrages in 
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Asylrechtsgarantie auf der Basis 
der Genfer Flüchtlingskonvention 
Fortsetzung von Seite 1 

einem Verwaltungs- und Gerichtsverfah- 
ren sowie ein vorläufiges Bleiberecht ein- 
schließlich Unterbringung und Versor- 
gung aus öffentlichen Mitteln hat. 
„Institutionelle Asylrechtsgarantie" 
bedeutet, daß der Staat politisch Verfolg- 
ten nach wie vor Schutz und Zuflucht 
gewährt. Der Staat ist aber bei der Gestal- 
tung des Asylverfahrens grundsätzlich 
frei. Eine solche Änderung unserer Ver- 
fassung gibt uns vor allem die Möglich- 
keit, für Ausländer, die offensichtlich 
nicht wegen politischer Verfolgung ein- 
reisen, kein aufwendiges Asylverfahren, 
sondern ein vereinfachtes Feststellungs- 
verfahren durchzuführen. 

Überprüfung unbenommen 

Dieses ermöglicht eine unverzügliche 
Beendigung des unberechtigten Aufent- 
haltes in Deutschland — es sei denn, der 
Bewerber kann plausible, in seiner Per- 
son liegende Gründe vorbringen, die eine 
weitere Überprüfung seines Antrages 
rechtfertigen. Auch Asylbewerbern, deren 
Antrag im vereinfachten Feststellungsver- 
fahren abgelehnt wurde, bleibt es unbe- 
nommen, diese Entscheidung vom Hei- 
mat- oder Herkunftsland aus überprüfen 
zu lassen. 
Die Genfer Flüchtlingskonvention, die 
unter anderem alle Staaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft unterzeichnet haben, 
regelt die Rechtsstellung von Flüchtlin- 
gen. Sie ist heute bereits in der Bundesre- 
publik Deutschland geltendes Recht. Sie 
untersagt, Flüchtlinge in ein Land abzu- 
schieben, in dem ihnen politische Verfol- 
gung droht. Die Konvention überläßt die 

Ausgestaltung von Asylverfahren den 
Unterzeichnerstaaten. 
Mit einer solchen Grundgesetzänderung 
würde erreicht: 

Alle offensichtlich aussichtslosen 
Asylbegehren können aus den bisherig^ 
komplizierten Verfahren herausgenom- 
men und nach einer objektivierten Prü- 
fung schnell entschieden werden. Dies 
wird bei den weitaus meisten Asylantra- 
gen möglich sein. 

Efl Auf diesem Weg erreichen wir auch 
die notwendige Harmonisierung unsere 
Asylrechtes mit dem Recht unserer euro- 
päischen Nachbarstaaten. Damit mache 
wir in einem Europa offener Grenzen 
unser Asylrecht europafähig. 

_ Zugleich wird eine wichtige Voraus- 
setzung dafür geschaffen, daß in Zukun* 
die Asylbewerber in Europa nach einem 
gemeinsamen Schlüssel verteilt werden 
— ähnlich wie heute bereits im Verhält11 

zwischen Bund und Bundesländern. 
Ein offensichtlich aussichtsloses Asylh'f 
gehren liegt z. B. vor, wenn der Ausland 
• aus einem Land stammt, in dem keine 

politische Verfolgung stattfindet („siche' 
res Herkunftsland"), 
• aus einem Land einreist, in dem er 
bereits Schutz vor Verfolgung hätte fin' 
den können („sicherer Drittstaat"), 
• aus einem Land kommt, in dem er in 
einem rechtsstaatlichen Verfahren nacn 
den Maßstäben der Genfer Flüchtlings- 
konvention bereits als Asylbewerber 
abgelehnt worden ist, 
• ohne triftige Gründe keinen ausrei- 
chenden Identitätsnachweis erbringt o 
seine Ausweispapiere vernichtet hat, 
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• ini Ausland ein schweres Verbrechen 
begangen hat, 
•nicht unverzüglich nach der Einreise in 
Ueutschland seinen Asylantrag stellt, 
• aufgrund internationaler Vereinbarun- 
gen zur Durchführung seines Asylverfah- 
re°s an einen anderen Staat verwiesen 
Werden darf, 
• als Bürgerkriegsflüchtling bereits ein 
anderweitiges Aufenthaltsrecht erhält. 
Mit der Gewährung von Asyl in einem 
Ränderten Artikel 16 des Grundgesetzes 
Juf der alleinigen Grundlage der Genfer 
^'üchtlingskonvention wird der großen 
Zunahme der Asylbewerberzahlen Rech- 
[JUng getragen und dem enormen Miß- 
brauch des Asylrechts wirksam begegnet. 
*on 1990 bis 1991 hat sich die Asylbewer- 
berzahl von ca. 120.000 auf 256.000 Asyl- 
bewerber mehr als verdoppelt. Diese 
^6.000 Asylbewerber waren Grundlage 
[kr Verhandlungen, welche CDU/CSU, 
*PD und FDP im letzten Oktober geführt 
haben. 

£jgl: Grundgesetzänderung 

theses Parteiengespräch war seitens der 
^DU/CSU von vornherein mit dem Ziel 
^ner Grundgesetzänderung geführt wor- 
den. SPD und FDP haben diese Grund- 
^esetzergänzung seinerzeit abgelehnt; sie 
^aren lediglich bereit, ein Asylverfahren- 
^eschleunigungsgesetz mitzutragen. Die 
CDU/CSU hat diesem Gesetz zuge- 
stimmt, aber immer deutlich gemacht, 
jjaß angesichts erheblich steigender Asyl- 

evverberzahlen zwar ein Beschleuni- 
8Ungsgesetz notwendig ist, aber eine 
Wlrksame Lösung des Asylproblems ohne 
eine Grundgesetzänderung nicht erreicht 
Werden kann. 
*n diesem Jahr wird sich die Zahl der 
^sylbewerber voraussichtlich noch ein- 
Jj?1 auf annähernd 500.000 verdoppeln. 

leser unkontrollierte Zustrom ist bei der 

geltenden Rechts- und Verfassungslage 
der Bundesrepublik Deutschland weder 
von den Ausländerbehörden der Länder, 
noch von den Gerichten, noch vom Bun- 
desamt für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge zu bewältigen. 
War das Asylverfahren-Beschleunigungs- 
gesetz schon vor einem Jahr alleine nicht 
in der Lage, die Bearbeitung von 250.000 
Fällen in einem vertretbaren Zeitraum 
sicherzustellen, so kann es dies heute — 
für jedermann erkennbar — erst recht 
nicht mehr. Wir brauchen jetzt endlich 
eine Grundgesetzänderung, mit der die 
obengenannten Ziele erreicht werden 
können. 

Vereinfachtes Verfahren 

Dies ist nur möglich, wenn das Asylrecht 
auch in der Verfassung allein nach Maß- 
gabe der Genfer Flüchtlingskonvention 
gewährleistet wird. 
Nur die jetzt vorgeschlagene Änderung 
des Grundgesetzes versetzt uns in die 
Lage, die offensichtlich aussichtslosen 
Fälle einem vereinfachten Verfahren 
zuzuweisen und nur noch in den begrün- 
deten Fällen das bisherige aufwendige 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren zu 
eröffnen. Dies ist der einzige Weg, über- 
haupt noch Verfahrens-, verwaltungs- und 
gerichtsmäßig die Zahl der Asylbewerber 
zu bewältigen. Tatsache ist, daß gegen- 
wärtig beispielsweise bei 500.000 Asylbe- 
werbern im bisherigen Verfahren bei min- 
destens drei notwendigen Anhörungen 
(nach der Ankunft des Asylbewerbers, im 
Verwaltungsverfahren und schließlich im 
Gerichtsverfahren) allein 1,5 Millionen 
Dolmetschereinsätze notwendig wären. 
Eine derartige Zahl an Dolmetscherein- 
sätzen ist in Deutschland innerhalb ange- 
messener Zeit gar nicht zu bewältigen. 
Gleiches gilt für die Leistungsfähigkeit 
der Verwaltungsbehörden und für die 
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Für eine gemeinsame EG-Asylpolitik 
Die Fraktion der Europäischen 
Volkspartei (EVP) hat aufgrund 
einer Initiative des CDU-Europaab- 
geordneten Karl-Heinz Florenz 
einen Beschluß für eine gemein- 
same EG-Asyl-, Zuwanderungs- und 
Flüchtlingspolitik gefaßt. 

Darin sollen, wie Karl-Heinz Florenz 
mitteilt, Mindeststandards für die 
Anerkennung als Asylberechtigte auf 
der Grundlage der Genfer Konvention 
festgelegt werden. Der Europaabge- 
ordnete verurteilt aufs schärfste die in 

den alten und neuen Bundesländern 
demonstrierte Gewalt gegen Auslän- 
der. Kritisch müsse aber festgestellt 
werden, daß Deutschland die bei wei- 
tem größte Belastung bei der Auf- 
nahme von Asylbewerbern und 
Flüchtlingen trage und innerhalb der 
EG wie ein Asylmagnet wirke. 

Florenz schlägt eine EG-konforme 
Änderung des Grundgesetzes vor, die 
alle Mitgliedstaaten gleichmäßig bela- 
ste und einen Mißbrauch des Asyl- 
rechtes ausschließe. 

Gerichtsinstanzen. Bei 250.000 Asylbe- 
werbern werden heute rund 50 Prozent 
aller Kapazitäten der Verwaltungsge- 
richte nur für Asylverfahren eingesetzt, 
also genausoviel, wie für 80 Millionen 
Deutsche zur Verfügung stehen. 
Auch dieses Beispiel zeigt, daß wir mit 
dem bisherigen Artikel 16 selbst in einer 
ergänzten Form, die an Verwaltungs- und 
Gerichtsverfahren für alle Asylbewerber 
festhalten würde, nicht in der Lage 
wären, den derzeitigen Bewerberzahlen 
gerecht zu werden. Deswegen muß 
unsere bisherige Politik weiterentwickelt 
werden zu der Forderung, möglichst 
schnell Asyl auf der Grundlage der Gen- 
fer Flüchtlingskonvention gewähren zu 
können. Dies macht es möglich, daß über 
offensichtlich aussichtslose Anträge rasch 
entschieden und eine schnelle Rückfüh- 
rung der Asylbewerber in ihre Heimat- 
oder Herkunftsländer ermöglicht wird. 

Kommentar 
Vernünftiger Ansatz 
Die Genfer Flüchtlingskonvention ist 
eine brauchbare und unverdächtige 
Grundlage für die Diskussion um die 
Änderung des Asylrechts im Grundge- 
setz. Deshalb hat die CD U einen ver- 
nünftigen Ansatz gewählt, auf dem sie 
den Antrag für ihren Bundesparteitag 
in Düsseldorf aufbaut. Weil andere und 
keineswegs geringerwertige Demokra- 
tien sich nach dieser Konvention rich- 
ten, sucht die CDU den Schlüssel für 
eine einheitliche europäische Lösung an 

der richtigen Stelle. Die Deutschen soll- 
ten sich im übrigen hüten, ausgerechnet 
in dieser Frage als Besserwisser aufzu- 
treten, aus: Hannoversche 

Allgemeine Zeitung 

Hinweis:  Zur Asylpolitik hat eine Kommission im Auftrag des 
Bundesvorstandes auch einen Antrag für den bevorstehenden Düsseldorfer 
Parteitag erarbeitet. Sie finden ihn in dem CDU-Extra dieser Ausgabe — „Wir 
gewinnen mit Europa" — auf den Seiten 10—12. 
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Innenminister Rudolf Seiters: 

pie Asylfrage ist zum drängendsten 
innenpolitischen Problem geworden 
ch möchte uns zunächst die folgenden 

B|lder aus den vergangenen Wochen 
n°ch einmal vor Augen führen: 

jMif der einen Seite eine beispiellose 
Rundung der Hilfsbereitschaft der 
putschen Bevölkerung gegenüber den 
'üchtlingen aus den Bürgerkriegsgebie- 

en des ehemaligen Jugoslawien, eine ein- 
drucksvolle Welle der Menschlichkeit, 
^nimlungen, die Verteilung von Hilfsgü- 
ern vor Ort, die Zurverfügungstellung 
^°n Unterkünften. Ich möchte ganz 
Jjwußt auch an dieser Stelle für diese 
J^lle der Hilfsbereitschaft der deutschen 

evölkerung ganz herzlich danken. 

!ch füge hinzu: Auf der Genfer Flücht- 
lr,gskonferenz vor einigen Wochen sind 

aJ»ch die staatlichen Hilfen Deutschlands 
ls Hauptaufnahmeland und Hauptge- 
erland in Europa für die Bürgerkriegs- 
uchtlinge ausdrücklich anerkannt wor- 

7^n'- von den Delegationen aus Bosnien, 
£r°atien, Slowenien, aber auch von der 
^r Flüchtlingsfragen zuständigen Hohen 
*-°mmissarin der Vereinten Nationen 
|lnd vom Präsidenten des Internationalen 
H°ten Kreuzes. Wir Deutschen werden 
auch weiterhin helfen. 

Auf der anderen Seite: immer hefti- 
gere Proteste aus den Gemeinden 
und Städten unseres Landes gegen 
die Zuweisung von Asylbewerbern. 
Nach allen Umfragen ist in einem 
ausländerfreundlichen Deutschland 
~~ was beweisbar ist — die Asyl- 
frage zum drängendsten innenpoli- 
hschen Problem geworden. 

Wir sahen drittens — das waren schau- 
rige Bilder — Gewalttäter mit primitiver 
ausländerfeindlicher Hetze und brutalen 
kriminellen Handlungsweisen gegenüber 
anderen Menschen. 
Ich wiederhole, was ich schon bei der 
Vorstellung des Verfassungsschutzbe- 
richts gesagt habe: Die Gewalttaten 
gegen Ausländer waren und sind schänd- 
lich. Nichts und niemand gibt das Recht 
zu ausländerfeindlicher Hetze oder gar 

Rede des Bundesinnenmini- 
sters bei der ersten Beratung 
des Haushaltsgesetzentwurfs 
1993 am 9. September im 
Deutschen Bundestag 

zur Gewalt. Wir verurteilen die gewalttä- 
tigen Übergriffe und Angriffe und schä- 
men uns dafür. Die Täter müssen unnach- 
sichtig zur Rechenschaft gezogen werden. 
Die Gesetze müssen konsequent ange- 
wandt und die Möglichkeiten zur Verhin- 
derung und Ahndung von Straf- und 
Gewalttaten ausgeschöpft werden. 

Ich bin dafür, das Versammlungs- 
recht und den Straftatbestand des 
Landfriedensbruchs zu überprüfen 
und zu verschärfen. Der Rechts- 
staat muß sich auch hier als wehr- 
hafte Demokratie erweisen. 

Ich sage auch: Unsere Polizeibeamten, 
die unter schwersten physischen und psy- 
chischen Bedingungen ihren Dienst für 
diesen Rechtsstaat versehen, und auch 
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unsere Soldaten beim Bundesgrenzschutz 
haben Anspruch auf unsere volle Unter- 
stützung und unsere volle Solidarität. 
Ich plädiere angesichts einer zunehmen- 
den Organisation in der gewaltbereiten 
Szene — darauf habe ich auch bei der 
Vorlage des Verfassungsschutzberichtes 
schon hingewiesen — dafür, alle Mög- 
lichkeiten der Vorfeldaufklärung zu nut- 
zen, um gewalttätige Bestrebungen richtig 
und rechtzeitig einschätzen zu können. 
Hierzu sind voll funktionsfähige Verfas- 
sungsschutzbehörden auch in den neuen 
Bundesländern notwendig. 
Ich bin in der Vergangenheit kritisiert 
worden, weil ich die Notwendigkeit des 
Verfassungsschutzes auch in der Zukunft 
immer und uneingeschränkt unterstrichen 
habe. Die Richtigkeit dieser Auffassung 
dürfte heute nicht mehr ernsthaft streitig 
sein. 
Der Verfassungsauftrag der wehrhaften 
Demokratie und der gesetzliche Auftrag 
der Verfassungsschutzbehörden haben 
jeweils unverändert Bestand. Ich weise 
auf die Bedrohung durch den Terroris- 
mus, auf die Erstarkung rechtsextremisti- 
scher Bestrebungen und auf die Notwen- 
digkeit hin, die Hinterlassenschaft des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR und die damit weiterhin verbunde- 
nen Gefahren für unser Staatswesen auf- 
zuarbeiten. Ich nenne ferner die Pro- 
bleme, die wir mit dem Ausländerextre- 
mismus haben. 
Der Verfassungsschutz hat sich immer an 
der jeweiligen Bedrohungssituation aus- 
gerichtet. Von daher stellt sich schon die 
Frage, ob wir die Erfahrungen und Fähig- 
keiten des Verfassungsschutzes nicht 
auch zur Abwehr anderer schwerwiegen- 
der Bedrohungen wie der organisierten 
Kriminalität nutzbar machen sollten. 

Ich weise auf einen anderen Aspekt 
hin: Langfristig können fremden- 
feindliche Gewalttaten nur dann 

entscheidend eingedämmt werden, 
wenn wir über die Intensivierung 
polizeilicher Schutzmaßnahmen, 
die Strafverfolgung und die Vor- 
feldaufklärung hinaus die geistig" 
politische Auseinandersetzung ver- 
stärken. 

Insbesondere müssen wir junge Men- 
schen von der Ungerechtigkeit, Schäd- 
lichkeit, Inhumanität und Kriminalität 
solcher Angriffe überzeugen und mit Ent- 
schlossenheit gleichzeitig all denen entge' 
gentreten, die zu Gewalttaten ermuntern 
oder sie dulden, unter welchem Vorwand 
auch immer. Der Trend zur Gewaltbereit- 
schaft muß gestoppt und umgekehrt wer- 
den. Dazu sind alle gesellschaftlichen 
Gruppen gefordert. 
Ich sagte schon, daß sich in einem 
unstreitig ausländerfreundlichen 
Deutschland die ungelöste Asylfrage zufl1 

drängendsten innenpolitischen Thema 
und Problem entwickelt hat. 50000, 
100000 oder 250000 Asylbewerber in 
einem Jahr, in diesem Jahr möglicher- 
weise 500000, einer solchen Herausfordc 
rung — ein Blick in die internationale 
Presse zeigt im übrigen, daß man diese 
besonderen Schwierigkeiten Deutsch- 
lands auch im Ausland sieht —, bei der 
auch der Mißbrauch unseres Asylrechts 
eine entscheidende Rolle spielt, ist kein 
anderes europäisches Land auch nur 
annähernd ausgesetzt. Dieser unkontrol- 
lierte Zustrom ist bei der geltenden 
Rechts- und Verfassungslage der Bundes- 
republik Deutschland weder vom Bun- 
desamt für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge noch von den Auslän- 
derbehörden der Länder noch von den 
Gerichten zu bewältigen. 
Und nun will ich auch ein persönliches 
Wort sagen: Ich habe mein Amt als Bun- 
desminister des Innern am 26. November 
1991 übernommen. Ich habe damals ca. 
240000 Altfälle vorgefunden, wie Sie 
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j^nz genau wissen. In den ersten acht 
Monaten dieses Jahres hat das Bundes- 
an« 140000 Asylanträge bearbeitet und 
^schieden — so viele Entscheidungen 
nat es in der Vergangenheit in einem ver- 
gleichbaren Zeitraum auch nicht annä- 
hernd gegeben. Wenn dennoch die Zahl 
er unbearbeiteten Fälle steigt, so hängt 
les allein damit zusammen, daß gleich- 
artig _ in den ersten acht Monaten des 

Jahres 1992 - 274000 neue Asylbewer- 
er in die Bundesrepublik Deutschland 

^kommen sind. 
Wer vor diesem Hintergrund den Vor- 
wurf der Verzögerung bei der Bearbei- 
Ung von Asylanträgen erhebt, versucht 

beWußt die Öffentlichkeit zu täuschen 
||nd irre zu führen. Es ist das gute Recht 

er Opposition, auf eine weitere 
eschleunigung der Verfahren zu drän- 

^en, und der Bundesminister muß sich 
auch kritischen Fragen stellen, ob nicht 
0ch mehr geschehen kann. Aber ich 

muß mir als jemand, der das Asylverfah- 
enbeschleunigungsgesetz nicht erfunden 

nat> der sich dennoch bemüht hat, es fair 
ud zügig umzusetzen, nicht unterstellen 

assen, ich würde bewußt verzögern und 
,'ockieren. Und ich weise insbesondere 
.le schlimme Entgleisung aus den Reihen 

Jner rot-grünen Landesregierung, der 
ünd wolle vom Terror der Straße profi- 

j^ren, als eine ganz üble und schäbige 
'"amierung mit allem Nachdruck 

Zurück 
^Uch der Vorwurf, der Bund handle bei 

er Einstellung von Personal beim Bun- 
esamt für die Anerkennung ausländi- 

scher Flüchtlinge zögerlich, geht ins 
^ere. Es gibt Schwierigkeiten und man- 
?es geht nicht so schnell, wie ich mir 
les selbst erhoffe. Dabei hat auch eine 

*0lIe gespielt, daß die Standortentschei- 
uugen der Länder für eine Erstaufnah- 
Einrichtung sehr spät erfolgten, teil- 
e,se heute noch nicht vorliegen, deswe- 

8en auch die Außenstellen noch nicht 

komplett eingerichtet werden können, 
weil die von den Standortentscheidungen 
der Länder abhängen. 
Deswegen sind auch viele Bewerber noch 
zögerlich, weil sie sich nur für einen 
bestimmten Standort interessieren. Aber 
immerhin sind zwischenzeitlich aufgrund 
von 1600 Bewerbungsgesprächen fast 
1000 Einstellungszusagen ergangen, und 
ich finde, wenn SPD-geführte Länder an 
diesen Einstellungsbemühungen Kritik 
üben, dann sollten sie nicht vergessen, 
wie zögerlich sie mit ihren eigenen Ent- 
scheidungen gewesen sind und wie viele 
Probleme sie selber haben bei der Erfül- 
lung der Zusagen vom 10. Oktober 1991, 
500 qualifizierte einsatzbereite Einzelent- 
scheider zur Verfügung zu stellen. 
Ich habe in den vergangenen Wochen 
Nordrhein-Westfalen nicht angegriffen, 
obwohl es für 112 Positionen schlichtweg 
1200 Bewerbungsunterlagen übersandt 
und damit allein dem Bundesamt die zeit- 
und arbeitsaufwendige Auswahl von qua- 
lifiziertem Personal zugeschoben hat. Ich 
habe in den vergangenen Wochen Hessen 
nicht angegriffen, obwohl es Mitte 
August nicht in der Lage war, 37 qualifi- 
zierte Bewerber zu benennen. 

Vor diesem Hintergrund ist die nun- 
mehr von Teilen der SPD gegen die 
Bundesregierung, gegen mich und 
das Bundesamt geführte Kampagne 
der durchsichtige Versuch, von 
ihrem bisherigen Versagen in der 
Asyipolitik abzulenken. 

Wo stünden wir heute, wenn die „Peters- 
berger Erkenntnisse" des SPD-Vorsitzen- 
den Engholm, daß angesichts des zuneh- 
menden Asylbewerberzustroms in die 
Bundesrepublik Deutschland und der 
sich zuspitzenden Probleme in den Kom- 
munen und Ländern eine Grundgesetzer- 
gänzung notwendig sei, bereits beim Par- 
teivorsitzendengespräch am 10. Oktober 
1991 oder früher vorhanden gewesen 
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wären, wie oft genug von der CDU/CSU 
angemahnt. Kostbare Zeit — ein ganzes 
Jahr — ist vertan worden. Die SPD hat 
Grund zur Selbstkritik, nicht zu Vorwür- 
fen an die Adresse von anderen. 

Ich bleibe dabei, was ich immer 
gesagt habe: Auch eine Verfas- 
sungsänderung löse nicht alle Pro- 
bleme. Aber ohne eine Änderung 
des Grundgesetzes werden wir weder 
eine Harmonisierung des europäi- 
schen Asylrechts bekommen, noch 
mit den Problemen vor Ort fertig 
werden. 

Wenn wir nicht wollen, daß Radikale und 
Extremisten von einer Situation profitie- 
ren, die von vielen Menschen in unserem 
Lande, in den Gemeinden und Kreisen, 
mittlerweile als beängstigend, besorgnis- 
erregend und unerträglich empfunden 
wird, dann müssen die demokratischen 
Parteien jetzt unverzüglich und ohne 
Zögern eine überzeugende, demokrati- 
sche Antwort auf den erkennbaren Asyl- 
mißbrauch geben und die Verfassung — 
unter voller Wahrung der Genfer Flücht- 
lingskonvention — ändern. 

Mein Ziel ist: Wer wirklich politisch 
verfolgt wird, soll auch weiterhin in 
Deutschland Asyl erhalten. Das Asyl 
muß aber vor Mißbrauch geschützt wer- 
den. Von der Asylgewährung muß des- 
halb ausgeschlossen werden, 
• wer aus einem Land stammt, in dem 

keine politische Verfolgung stattfindet, 
• wer aus einem verfolgungsfreien Dritt- 

staat kommt, 
• wer keinen ausreichenden Identitäts- 

nachweis erbringt oder seine Ausweis- 
papiere vernichtet, 

• wer im Ausland ein schweres Verbre- 
chen begangen hat, 

• wer nicht unverzüglich nach Einreise 
in die Bundesrepublik seinen Asylan- 
trag stellt, 

• wer als Bürgerkriegsflüchtling vor- 
übergehend bei uns aufgenommen 
wird. 

Auch darf das Asylrecht in Deutschland 
nicht länger einer einheitlichen Regelung 
auf europäischer Ebene entgegenstehen- 
Es sollte deshalb erreicht werden, daß fur 

die Gewährung von Asyl — wie in den 
anderen europäischen Staaten auch — 
alleinige Grundlage die Genfer Flücht- 
lingskonvention ist, die uneingeschränkt 
gewährleistet sein muß. 
Über die hierzu notwendigen Änderun- 
gen des geltenden Rechts und der Ver- 
waltungspraxis hinaus, bedarf es weiter^ 
flankierender Maßnahmen. Ich erwähne 
insbesondere: 

• Die Überwachung der grünen Grenzen 
muß verstärkt werden. 

• Das Schlepperwesen muß unnachsich' 
tig verfolgt werden. Hierzu bedarf es 
sowohl einer Überprüfung der bestehen- 
den straf- und haftungsrechtlichen Vor- 
schriften als auch einer Intensivierung 
der internationalen polizeilichen Zusanv 
menarbeit. 

• Abgelehnte ausreisepflichtige Asylbe- 
werber müssen sofort und konsequent 
abgeschoben werden. Diese Verpflich- 
tung liegt allein und ausschließlich bei 
den Ländern. 

• Nicht zuletzt muß der wirtschaftliche 
Anreiz für politisch nicht verfolgte Aus- 
länder, nach Deutschland zu kommen, 
entscheidend gemindert werden. Dem 
muß das Sozialhilferecht und die Sozia'' 
hilfepraxis entsprechen. 
Ich plädiere nachdrücklich dafür Priori- 
täten zu setzen und das heißt: großzügig6 

Regelungen auch künftig für wirklich 
politisch Verfolgte und gleichzeitig Han 
lungsspielraum für Bürgerkriegsflücht- 
linge, die sich in existentieller Not und 
Gefahr befinden. 
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annes Gerster: 

Unser Asylrecht muß europa- und 
*ukunf tsf ähig gemacht werden 
Jjkden ist das höchste Gut der 
^ ^nschheit. Ihn zu bewahren und bei 
Wi°KUn^en wiederherzustellen, ist die 
nötigste Pflicht des Staates und aller 
Her. 

rch die Gewalttaten von Rostock und 
anderen Orten wurde der innere Frie- 

!n unserem Land empfindlich 
6estört. 

Urch die Zunahme der Kriminalität, vor 
^em auch durch die kriminellen Taten 
j. sanisierter Verbrecher wird unser 

ntsfrieden auf eine harte Belastungs- 
^°be gestellt. 

u 
r verurteilen jede Art von Gewalt in 

da
Sfrem freiheitlichen Rechtsstaat und 

(j    ker hinaus. Wir stehen an der Seite 
* Bedrängten, Bedrohten, Verletzten 

h    'Ordern eine zügige Verurteilung und 
3estrafi ung der Gewalttäter. 

kra •      e können und müssen im demo- 
j^ tlschen Rechtsstaat mit friedlichen 
aü ..?*n ausgetragen werden. Wer Gewal 
h»i.Ü \ °der diese unterstützt und beju- 

Sagt den Ast ab, auf dem er selbst S't*t R (j   • ^r gefährdet den inneren Frieden in 
He er?m ^and und beschädigt das Anse- 
^n Deutschlands in der Welt. 

^ r brauchen einen breiten, nationalen 
Ic. nsens aller Bürgerinnen und Bürger. 

OevI°rdere deshalb: "Hört auf mit 
sie 

He,ft die Probleme zu lösen, statt 
^.verschärfen! Baut mit auf, was 
ge  i"che Unterdrücker in der ehemali- 
j^.     DR in 40 Jahren zerstört haben!" 

bau.:
ln der Zerstörung sondern im Auf- 

^mlegt die Cnance ^ur eine Sute' eir»sarne Zukunft. Ohne inneren Frie- 

den geht nichts, durch Frieden geht fast 
alles. 

Wir brauchen eine geistige Offensive. 
Menschen, die in Jahrzehnten durch Will- 
kürherrschaft entwurzelt wurden und 
nach dem Fall der Mauer orientierungs- 
los waren, brauchen geistigen Halt, brau- 
chen Verwurzelung, brauchen Perspekti- 
ven. 
Dies alles kann die Politik nicht allein lei- 
sten. Wir brauchen die Gewerkschaften, 
die Arbeitgeberverbände, die Kirchen, 
alle gesellschaftlichen Organisationen. 

Rede des stellvertretenden 
Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion in der 
Haushaltsdebatte des Deut- 
schen Bundestags am 9. Sep- 
tember 

Sie alle müssen mithelfen, der geistigen 
Leere, dem Vakuum zu begegnen. Wir 
alle müssen Menschen Halt bieten, wo sie 
sich unsicher fühlen. Wir alle müssen 
Ihnen weiterhelfen, wo sie nicht weiter- 
wissen, sie davor bewahren, radikalen 
Vereinfachern in die Hände zu fallen. 

Die Politik muß in dieser geistigen Aus- 
einandersetzung führen. Sie muß aber 
auch konkret handeln, wo Defizite ent- 
standen sind, wo unsere Gesetze nicht 
funktionieren und wo Verwaltungen 
überfordert sind, Probleme allein zu 
lösen. 

Ich möchte die beiden wichtigsten Berei- 
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ehe nennen, in denen Behörden und 
Gerichte der Probleme nicht mehr Herr 
werden, wenn die Hilfe des Gesetzgebers 
ausbleibt: 

• Unser Asylrecht muß funk- 
tions-, europa- und zukunfts- 
fähig gemacht werden. 
Einen Zustrom von 500.000 Asylbewer- 
bern in diesem Jahr können unsere Ver- 
waltungen und Gerichte nicht mehr 
bewältigen. 
Vor einem Jahr rechneten wir für 1992 
mit 200.000 bis 250.000 Asylbewerbern. 
Damals hielten FDP und SPD ein Asyl- 
verfahrenbeschleunigungsgesetz für aus- 
reichend ; die von der Union schon 
damals geforderte Grundgesetzergänzung 
wollten sie nicht. Heute haben sich die 
Asylbewerberzahlen verdoppelt. Die 
Antragsflut steigt weiterhin und ist trotz 
der Entlastungseffekte, die ein gut funk- 
tionierendes Beschleunigungsgesetz lei- 
sten kann, ohne Grundgesetzänderung 
nicht mehr zu beherrschen. 
Hätte 1991 noch ein Beschleunigungsge- 
setz in Verbindung mit der seinerzeit von 
uns vorgeschlagenen Grundgesetzergän- 
zung ausgereicht, bedarf es angesichts 
des dramatischen Anstiegs der ungesteu- 
erten Zuwanderung heute einer noch 
grundlegenderen Änderung des Asylrech- 
tes, als wir sie seinerzeit im Auge hatten. 
Wir brauchen heute den Gleichklang 
unseres Asylrechtes mit dem unserer 
europäischen Nachbarn. Das heißt: Wie 
dort, muß auch bei uns die Genfer 
Flüchtlingskonvention alleinige Richt- 
schnur des innerstaatlichen Asylrechtes 
werden und den schrankenlosen Artikel 
16 GG ersetzen. 
Damit keine Zweifel entstehen: An die 
Stelle des subjektivöffentlichen Grund- 
rechtes muß eine institutionelle Asyl- 
rechtsgarantie auf der Basis der Genfer 
Flüchtlingskonvention treten. Dadurch 

soll und muß eine dreifache Wirkung 
erreicht werden. 

Ul Alle offensichtlich unbegründeten 
Asylverfahren müssen aus dem bisheri- 
gen komplizierten Verfahren herausge- 
nommen und in einem objektivierten, 
kursorischen Verfahren schnell entschie' 
den werden. Und das werden deutlich 
über 70 Prozent aller Fälle sein. 

m Auf diesem Wege erreichen wir die 
Harmonisierung unseres Asylrechtes n» 
dem unserer europäischen Nachbarsta 
ten und auch mit deren Standard. DaI° 
machen wir in einem Europa offener 
Grenzen unser Asylrecht europafähig- 

In Zukunft muß eine europäische 
Verteilung der Lasten möglich werden- 
So wie heute die Asylbewerber auf die 
Bundesländer verteilt werden, muß in 
Zukunft eine Verteilung der Bewerber i 
Europa möglich werden. 
Wer behauptet, diese Zielvorstellung 
werde einer humanen Behandlung des 
Asylproblems nicht gerecht, beschult 
unsere EG-Partner der Inhumanität " . 
ein Vorwurf, der keiner Prüfung stand'1 

ten kann. 
Wer behauptet, damit werde den Fofde 

rangen der Rechtsradikalen nachgege' 
ben, übersieht, daß die Union seit Jahf 

— lange vor der ersten Gewalttat ge^e^f 
ein Asylbewerberheim — eine Korrekt 
des Grundgesetzes forderte. Dies habe 
wir immer damit begründet, daß durch 
eine solche Änderung nicht zuletzt wa 
sender Ausländerfeindlichkeit begegne 

werden könne. • 
Wer behauptet, unser neuer Vorschlag 
ein Eingeständnis, daß sich unser Gru 
gesetzergänzungsantrag vom letzten Ja 
nachträglich als unzureichend erwiese 
habe, übersieht in böswilliger Absicht 
zwei entscheidende Veränderungen: 

Erstens: Was bei 250.000 Asylanträ- 
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5nn n°cl1 funktioniert hätte, kann bei 
U-000 Asylanträgen leider nicht mehr 

Pionieren. 

Seitens: Wegen unterschiedlicher 
yirechtsstandards zwischen uns und 
n anderen europäischen Staaten gehen 

, ^ ^zwischen überall die Asylbewer- 
> Wahlen und -verfahren zurück. Diese 

tsache macht die Harmonisierung des 
Päischen Asylrechtes — und zwar 

umso dringlicher. 

eur0 
Jetzt 

7^ Wer behauptet, eine Grundgesetzän- 
rung werde sich auf den Zuwande- 
gsdruck nicht nachhaltig auswirken, 

^gumentiert unredlich. Denn: Mit der 
Undgesetzänderung können wir die 

sok    renzte Zuwanderung aus rein wirt- 
aftlichen Gründen begrenzen und die 

tj
Sy'verfahren auf die tatsächlich poli- 

n Verfolgten konzentrieren. 

sc?nacn können politisch Verfolgte 
|:  neUer anerkannt und ganz offensicht- 

n unbegründete Fälle schneller abge- 
Sen und abgeschoben werden. 

aJj" will, daß die Gewalttaten endlich 
uören, muß schnellstmöglich die 

• ,Sentlichen Ursachen für Unzufrieden- 
11 und Frust abbauen. Dazu gehört in 
ter Linie die ungesteuerte Zuwande- 

^ ^g Nichtverfolgter über die breite 
cke unseres Asylrechtes. Geredet 
rde genug, Vorschläge gibt es genug, 

. 'Uuß endlich wirksam gehandelt wer- 

a ^r,Q'}n gemeinsames Europa will, muß 
le 

c" in der wichtigen Frage des Asylrech- 
.   europafähig sein und entsprechend 

l     ln- 
.J will, daß den rechtsradikalen Brand- et ern das Öl für ihr politisches Feuer a.       — u«a KJI lui im jjuniiaciic» i tuti 

$t Pinien wird, muß ihnen das wichtig- 
ve    '^amierungs- und Operationsfeld 
ga,Sperren. Radikale von rechts und links 
sje ?s 'mrner, wird es immer geben. Ob 

aoer offene Ohren für ihr gefährliches 

Spiel finden, hängt von uns ab. Denn 
gegen den Willen der Mehrheit kann auf 
Dauer niemand Politik gestalten. Wer 
glaubt, dies doch zu können, treibt den 
Radikalen allzu leicht Leichtgläubige in 
die Arme. 

• Der Rechtsfrieden ist durch 
eine neue Dimension des Ver- 
brechens gefährdet - die organi- 
sierte Kriminalität. 
Diese ist europaweit auf dem Vormarsch. 
Internationale Syndikate haben dabei vor 
allem die Bundesrepublik als attraktiven 
Absatzmarkt, aber auch als Anlageplatz 
z. B. zur Reinvestition illegaler Gewinne 
aus dem Drogenhandel im Auge. Über 
den Umweg der Beschaffungskriminalität 
Rauschgiftsüchtiger führt die Ausdeh- 
nung des organisierten Verbrechens auch 
zu einem starken Anstieg der Alltagskri- 
minalität. Noch herrschen in der Bundes- 
republik nicht „italienische Verhältnisse". 
Wir müssen das organisierte Verbrechen 
durch eine gezielte Offensivstrategie auf 
nationaler und europäischer Ebene stop- 
pen. Lassen Sie mich im Hinblick auf die 
Kürze der Zeit die wichtigsten Elemente 
stichwortartig nennen: 
• Nach der Verabschiedung des Gesetzes 
zur Bekämpfung der organisierten Krimi- 
nalität müssen wir alsbald das im Ent- 
wurf vorliegende Gewinnaufspürungsge- 
setz verabschieden. Ich sehe Nachbesse- 
rungsbedarf in zwei Bereichen: Absen- 
kung der Schwellenbeträge für die Identi- 
fizierungspflicht auf einheitlich 20.000 
DM und Überprüfung des sog. Anwalts- 
privilegs zur Verhinderung von „Stroh- 
manngeschäften". 
• Mit den hergebrachten Fahndungsme- 
thoden können wir nicht in die Führungs- 
ebene konspirativ arbeitender Verbre- 
chensorganisationen eindringen. Nur ver- 
deckte und schon im Vorfeld eines kon- 
kreten Tatverdachts ansetzende Ermitt- 



Seite 12  •   UiD 27/1992 ASYLRECÖ 

lungen versprechen Erfolg. Wir brauchen 
eine Weiterentwicklung der bisherigen 
polizeilichen Ermittlungskonzepte und 
hierzu die Möglichkeit, Tatverdächtige in 
ihren Wohnungen mit elektronischen 
Mitteln abzuhören. Nachdem nun auch 
die SPD in dieser Frage durch Herrn 
Engholm Entgegenkommen signalisiert 
hat, sollten wir unverzüglich einen Geset- 
zesentwurf zur hierfür notwendigen 
Ergänzung des Art. 13 des Grundgesetzes 
einbringen. 

• Wir brauchen die Einrichtung einer 
„ständigen Arbeitsgruppe Organisierte 
Kriminalität", die unmittelbar der Innen- 
ministerkonferenz unterstellt sein sollte. 
Diese Arbeitsgruppe aus Experten der 
Bundes- und Länderpolizeien, Staatsan- 
wälten u. a. sollte konkrete Vorschläge 
zur Ermittlungsmethodik, Verbesserung 
der polizeilichen Organisation sowie der 
Zusammenarbeit von Polizeien, Zoll, 
Steuerfahndung u. ä. erarbeiten. Die 
Organisation der Länderpolizeien muß 
mit dem Ziel einer Bündelung der bisher 
getrennten Zuständigkeiten durch Bil- 
dung bundeseinheitlich aufgebauter Spe- 
zialdienststellen zur Bekämpfung von 
Organisierter Kriminalität flächendek- 
kend gestrafft werden. Auch bei den 
Staatsanwaltschaften ist in allen Ländern 
die Bildung von Schwerpunktstaatsan- 
waltschaften erforderlich. 
• Alle gesetzlichen und organisatori- 
schen Verbesserungen auf dem Gebiet 
der Verbrechensbekämpfung bleiben aber 

Flickwerk, wenn es nicht gelingt, den " 
sonalfehlbestand bei den Vollzugspoh' 
zeien der Länder zu beseitigen. Allein ' 
Bereich der Länderpolizeien wird der 
Personalfehlbestand in Folge von 
Abwanderung und Bewerbermängel au 

mehrere 10.000 Beamte geschätzt. Auch. 
beim Bund fehlen im Bereich des Pol'ze 

vollzugsdienstes des Bundesgrenzschut' 
zes 4.681 Beamte (Stellensoll: 29.179; 
Stellenist: 24.498). Es fehlt an qualifizier 
ten Bewerbern; beim Bund mangelt es 
nicht an Planstellen. Die Beratungen ^ 
Innen- und Finanzminister zur Erhöht 
der Finanziellen Attraktivität des Polize1' 
dienstes muß zu greifbaren Ergebnisse11 

führen. 
Innerer Frieden und Rechtsfrieden sin 
die Fundamente friedlichen Lebens in 
Freiheit. 
Wenn weltweit Gewalt auf dem Vor- 
marsch ist, wenn in Deutschland die r 
gen der Teilung zu gesellschaftspoliti- 
schen Verwerfungen und zu Gewalt fnn 

ren und ewig Gestrige das Rad der 
Geschichte zu Intoleranz, zu erhöhter 
Gewaltbereitschaft und gar zum Terror 
zurückdrehen wollen, müssen wir Den1 

kraten überzeugen, aber auch handeln- 
Arbeiten wir dafür, daß innerer Friede 
und Rechtsfrieden allseits ein friedfer11 

ges Leben in Freiheit garantieren helle 
Und überzeugen wir davon, daß bei al 
notwendigen Auseinandersetzung übe 
sachlich unterschiedliche Auffassung^ 
der Frieden bei jedem einzelnen anfän» 

Die Genfer Flüchtlingskonvention von 1952 regelt die 
Rechtsstellung von Flüchtlingen. Sie ist heute bereits in der 
Bundesrepublik Deutschland geltendes Recht. Sie untersagt 
Flüchtlinge in ein Land abzuschieben, in dem ihnen politische 
Verfolgung droht. Die Konvention überläßt die Ausgestaltung 
von Asylverfahren den Unterzeichnerstaaten. 



^YLRECH- UiD 27/1992 •  Seite 13 

Pakten und Argumente zum Asylrecht 
*e Asylbewerberzahlen steigen 

aramatischan: 
J987:   57.379 
J988: 103.076 
^89: 121.318 
*990: 193.063 
^l: 256.112. 

f?.a|nit hat Deutschland 1991 etwa 
unfinal so viele Asylbewerber auf- 
kommen wie Frankreich oder 
**gUnd. 

^ Jahre 1992 muß mit rund 500.000 
Wä    ewerbern gerechnet werden. Dies 
y re eine Verdoppelung gegenüber dem 
$e T*11"- *n ^en ersten ac*lt Monaten die- 

s Jahres haben 273.942 Ausländer bei 
§. . ^syl beantragt. Dies entspricht einer 
f„ ^ning gegenüber dem Vorjahreszeit- 
%

Ur« von fast 100 Prozent. 
M !i^en vergangenen Jahren sind immer 
^        Anstrengungen unternommen 

den, die Asylverfahren zu beschleuni- 
Ax l      nt weniger als siebenmal ist das 
u •^ Verfahrensgesetz geändert worden, 
Sc, z.u schnelleren abschließenden Ent- 
n: eidungen zu kommen. Alle Beschleu- 
^Ungseffekte, die durch die Maßnah- 
\y    "er letzten Jahre erzielt wurden, 
An -n Je(loch durch den dramatischen 
4üft,eg der neu eingehenden Asylanträge 

gezehrt und gleichsam überrollt. 
ca ^

aren Ende vergangenen Jahres noch 
die A*

000
 
A,tfalle vom Bundesamt für 

•in     Nennung ausländischer Flücht- 
ig 2u bearbeiten und zu entscheiden. 
ha. ^n ersten acht Monaten dieses Jahres 
be 

das Bundesamt 140.000 Asylanträge 

*ch ?e,tet und entschieden. So viele Ent- 
in e-   Ungen hat es in der Vergangenheit 
njc/

nem vergleichbaren Zeitraum noch 
1 annähernd gegeben. 

Wenn dennoch die Zahl der noch nicht 
bearbeiteten Fälle auf neue Rekordhöhen 
steigt, so hängt dies alleine damit zusam- 
men, daß gleichzeitig — in den ersten 
acht Monaten dieses Jahres — 274.000 
neue Asylbewerber nach Deutschland 
gekommen sind. 
Die Asylproblematik kann auf der 
Grundlage der geltenden Rechts- und 
Verfassungslage nicht mehr bewältigt 
werden. 
• Auch das im Oktober vergangenen Jah- 
res vereinbarte und zum 1. Juli 1992 in 
Kraft getretene Asylbeschleunigungsge- 
setz wird keine ausreichende Entlastung 
bringen, denn die Zahl der Asylbewerber 
steigt schneller als die Entlastungseffekte, 
die dieses Gesetz bringen kann. Wir ste- 
hen heute vor einer völlig veränderten 
Situation. 

Nach oben korrigiert und auf 
das Doppelte erhöht    
Vor einem Jahr wurde für 1992 mit 
200.000 bis 250.000 Asylbewerbern 
gerechnet. Auf diese Annahme baute das 
Beschleunigungsgesetz auf. Heute müs- 
sen wir mit doppelt so vielen Asylbewer- 
bern rechnen. Was bei 250.000 Asylanträ- 
gen möglicherweise noch eine gewisse 
Entlastung gebracht hätte, kann aber bei 
500.000 nicht mehr funktionieren. Alle 
Vereinbarungen im Beschleunigungsge- 
setz hinsichtlich der von den Ländern 
einzurichtenden Sammelunterkünfte oder 
der von den Ländern bereitzustellenden 
Entscheidern müßten den heutigen Tatsa- 
chen angepaßt und nach oben korrigiert, 
d. h. auf das Doppelte erhöht werden. 
Dies ist angesichts der Tatsache, daß bis 
heute noch nicht einmal alle Vorausset- 
zungen erfüllt sind, die auf der Basis der 
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damaligen Annahmen im vergangenen 
Jahr vereinbart wurden, pure Illusion. 
• Unser Asylrecht wird seit Jahren von 
einer Vielzahl von Menschen, die nicht 
politisch verfolgt sind und unseres Schut- 
zes nicht bedürfen, als Instrument einer 
Zuwanderung aus wirtschaftlichen Grün- 
den mißbraucht. Die Anerkennungsquote 
des Bundesamtes steht in keinem Verhält- 
nis zu der Zahl der Asylanträge. So wur- 
den 1990 nur 4,4 Prozent, 1991 6,9 Pro- 
zent und in den ersten acht Monaten die- 
ses Jahres 4,4 Prozent vom Bundesamt als 
asylberechtigt anerkannt. 

Aufwendige und 
langdauernde Verfahren 
Obwohl in den allermeisten Fällen politi- 
sche Verfolgung nicht vorliegt, sind wir 
aufgrund unserer Verfassungslage 
gezwungen, in jedem Einzelfall das Asyl- 
begehren in einem aufwendigen und 
langdauernden Verfahren zu prüfen und 
zu entscheiden. 

• Die Genfer Flüchtlingskonvention 
regelt die Rechtsstellung von Flüchtlu1' 
gen, gewährt aber keinen Rechtsanspi-11 

auf Asyl. Das Verfahren zur Anerken- 
nung als Flüchtling bleibt den Vertrags- 
staaten überlassen. Die Genfer Flücht- 
lingskonvention enthält allerdings den 
bedeutsamen Grundsatz des „non refo 
lement", wonach kein Flüchtling in eifl 
Staat abgeschoben werden darf, in dem 
ihm politische Verfolgung droht. 

Individueller Anspruch 
nur in Deutschland  ^ 

Die Genfer Flüchtlingskonvention ist. 
von allen Mitgliedsstaaten der Europa1' 
sehen Gemeinschaft unterzeichnet wof' II« den. Auf ihrer Grundlage haben ausw- 
anderen Staaten in der Gemeinschaft '£ ,- 
Asylrecht ausgestaltet. Kein Land der & 
außer der Bundesrepublik Deutschland

( 

hat in seiner Verfassung einen individue 

len Rechtsanspruch auf Asyl verankert- 

Diskutieren und feiern mit der Jungen Union 
AM TAG DER DEUTSCHEN 
EINHEIT 
(Samstag, den 3. Oktober) veranstaltet 
die Junge Union Deutschlands im 
Dresdner Club 
• Bautzener Str. 132 

8060 Dresden 

• um 20.30 Uhr 
eine Talk-Runde mit Generalsekretär 
Peter Hintze und prominenten Lan- 
despolitikern. 

• Ab 22.00 Uhr folgt „Abrocken" 
open end. 

Bereits am Freitag, dem 2. Oktober, 
beginnt in Dresden eine Konferenz 

der JU-Kreisvorsitzenden und Landes' 
vorstände aus den jungen Bundeslän- 
dern. 
Übernachtungsmöglichkeiten beste- 
hen nach Absprache mit der Jungen 
Union Sachsen und Niederschlesien, 
Landesgeschäftsstelle, Rähnitzgasse 
10, 8060 Dresden, Tel.: 0351 -544 26, 
vor Ort in Jugendherbergen und Turfl' 
hallen zum Selbstkostenpreis. 
• Rückfragen: 

Junge Union Deutschlands 
Annaberger Str. 283 
5300 Bonn 2 
Tel.(0228)310011 
Fax (0228) 384520 
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Jürgen Rüttgers: 

Weichen für Solidarpakt gestellt 
•e Regierungskoalition hat am 

r^inn der zweiten Hälfte der Legisla- 
turperiode wichtige Entscheidungen 
^troffen. Gegen die Verunsicherungs- 
^ategie der SPD als Folge ihrer 

^parteilichen Unentschlossenheit 
et*en wir ein klares Sicherheitskon- 

*ePt für Deutschland: 

Wir haben die Weichen für einen Soli- 
|jarPakt gestellt, der den Wohlstand in 

en jungen Bundesländern entwickelt, 
eu er die wirtschaftliche Leistungskraft 

Westen sichert. Beides gehört zusam- 
en und läßt sich nur gemeinsam ver- 

Glichen. 
^'des schaffen wir nur, wenn sich der 

•rtschaftsstandort Deutschland in einer 
Gierigen weltwirtschaftlichen Situa- 

tl0n behauptet. 
Mit einem strikten Sparhaushalt leistet 

Bundesregierung hierzu einen ent- 
scheide 
Partei 

'enden Beitrag. Jetzt sind die Tarif- 
* ,   .,en gefordert, die Lohn- und 

rbeitszeitentwicklung an die neuen Her- 
st°rderungen anzupassen, jetzt sind die 

ar»der und Gemeinden gefordert, ihre 
aushalte auf Sparkurs zu bringen. 

j. w»r sichern die Wachstumsgrundlagen 
j r die wirtschaftliche Aufwärtsentwick- 

n8 in Deutschland. Die vom Bundesfi- 
anzminister vorgeschlagene Unterneh- 
enssteuerreform schafft neue Investitio- 

ü
en. sichert Arbeitsplätze und rüstet 
n$ere Wirtschaft für den europäischen 
mnenmarkt. 

I» n der Asylfrage lassen wir uns nicht 
le

nger von der SPD hinhalten. Wir wol- 
j n eine schnelle Änderung des Artikels 
2 Unserer Verfassung. Dies bedeutet: 

^ge Beratungen im Innenausschuß 

und eine Abstimmung im Deutschen 
Bundestag noch im Oktober. Menschen, 
die politisch verfolgt werden, müssen bei 
uns Schutz und Heimat finden. Dies aber 
setzt voraus, daß der Mißbrauch des 
Asylrechts und der unkontrollierte 
Zustrom ein Ende finden. 
• Die innere Sicherheit steht auf dem 
Spiel, wenn wir nicht entschlossen krimi- 
nellen Banden und politischen Extremi- 
sten entgegentreten. Wir wollen den Ein- 
satz moderner Methoden zur Verbre- 
chensbekämpfung, um der organisierten 
Kriminalität das Handwerk zu legen. 
• Wir schaffen Sicherheit im Alter und 
bei Krankheit durch eine Senkung der 
Krankenkosten und die Einführung der 
Pflegeversicherung. 
Die Haushaltsdebatte im Deutschen Bun- 
destag hat gezeigt, daß die SPD trotz des 
Petersberger Signals nicht vom Fleck 
kommt. 
In Fragen der inneren Sicherheit herrscht 
beredtes Schweigen. Konfusion macht in 
der Asylfrage die Runde. Der SPD-Frak- 
tionsvorsitzende spricht sich für eine 
Regelung noch in diesem Jahr aus, sein 
Vize vertagt dringend notwendige 
Schritte auf das kommende Jahr. Vom 
Sparen spricht die SPD gerne, um im glei- 
chen Atemzug milliardenschwere Mehr- 
ausgaben des Bundes zu fordern. 

Jürgen Rüttgers, Erster Parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion : Der Bundeskanzler hat alle 
Verantwortlichen eingeladen, den Soli- 
darpakt für unser Land mitzugestalten. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
hierzu in den nächsten Wochen parla- 
mentarische Initiativen vorbereiten.       • 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Wir gewinnen mit Europa 
Anläßlich der Vorstellung der europa- 
politischen Anträge an den 3. Partei- 
tag der CDU Deutschlands erklärte 
Generalsekretär Peter Hintze: 

Die CDU Deutschlands führt vom 25. bis 
28. Oktober 1992 in Düsseldorf ihren 3. 
Parteitag durch. Im Mittelpunkt des zwei- 
ten Tages dieses Delegiertentreffens steht 
unter dem Motto „Wir gewinnen mit 
Europa" die Europapolitik. Der zur Rati- 
fizierung anstehende Vertrag von Maas- 
tricht und der zum Jahreswechsel ver- 
wirklichte Binnenmarkt läßt die Europäi- 
sche Einigung jetzt zunehmend konkret 
werden. Das gescheiterte Referendum in 
Dänemark und die öffentliche Diskus- 
sion um das Referendum in Frankreich 
zeigen, daß die Bürger Europas den künf- 
tigen politischen Entwicklungen auf 
unserem Kontinent offensichtlich mit 
ambivalenten Einschätzungen entgegen- 
sehen. Denjenigen, die im europäischen 
Einigungsprozeß historische Chancen 
sehen, steht eine größer gewordene Zahl 
von Bürgern gegenüber, die Vorbehalte, 
Skepsis und Befürchtungen artikulieren. 
In dieser Situation gehört es zu den Füh- 
rungsaufgaben einer politischen Partei, in 
einer breit angelegten Debatte sich mit 
den Argumenten auseinanderzusetzen, 
die gegen die weitere Einigung Europas 
vorgebracht werden, und zugleich die 
Ziele zu verdeutlichen, die wir für 
Europa anstreben. Die Diskussion über 
Europa leidet nicht zuletzt daran, daß 
Befürchtungen artikuliert werden, die bei 
näherer Betrachtung gegenstandslos sind. 
Informationsdefizite sind der Nährboden 
anti-europäischer Stimmungen. Deshalb 
leistet die CDU bereits seit dem Frühjahr 

in allen Gliederungen eine intensive Au 
klärungsarbeit über europapolitische 
Themen. Der Europa-Tag des Düsseldor- 
fer Parteitages ist Element einer langf11' 
stig angelegten Strategie für Europa. 

Die CDU hat sich immer als die führen^ 
Europa-Partei Deutschlands verstanden' 
diesen Anspruch werden wir auf dem 
bevorstehenden Parteitag durch konkret 
Sachentscheidungen untermauern. W«r 

tun dies vor allem auch gegen jene aus 
dem rechten wie linken politischen SpeK 

trum, die jetzt Verunsicherungen und 
Besorgnisse schüren, um der CDU zu 
schaden und politischen Gewinn für sie 

Wir haben im Maastrichter 
Vertrag das Prinzip der Sub- 
sidiarität durchgesetzt: Die 
nationale und regionale Viel' 
falt in Europa soll erhalten 
bleiben. (Siehe auch CDU Extr») 

selbst herauszuschlagen. Gegen europ3' 
feindliche Stammtischparolen und vor 
allem auch gegen einen verhängnisvolle 
Nationalismus setzen wir die Sachinfar'H 

mation und eine politisch redliche Ab**' 
gung zwischen den Risiken und den 
Chancen, die mit der Einigung Europa 
verbunden sind. 

Dem Parteitag werden fünf Anträge zyr 

Europapolitik vorliegen, die sich sch^ef 

punktmäßig mit den Sachthemen befas' 
sen, zu denen es gegenwärtig dringende 
Diskussions- und Entscheidungsbedan 
gibt. Fünf Grundfragen sind zu klären- 
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Wle soll das geeinte Europa ausgestal- 
tet sein? 

Wie können wir Europäer mehr eigene 
Verantwortung für die Sicherung des 
Friedens übernehmen und welche 
Rolle wird dabei der Bundeswehr 
2ukommen? 
Unter welchen Voraussetzungen kön- 
nen wir einer europäischen Währung 
Zustimmen? 

Wie schützen wir uns in einem Europa 
oer offenen Grenzen vor dem Verbre- 
chen? 

Wie können wir im europäischen Rah- 
men die Asylproblematik lösen? 

D 
.'es sind Grundfragen zur künftigen Ent- 

r'
lcklung in Europa, die die Bürger vor- 

d
an§ig beschäftigen. Die CDU gibt in 
^ jetzt vorliegenden Antragspaket fol- 

^de Antworten: 

" Für die CDU steht außer Frage: Zur 
s "

r°päischen Union gibt es für uns Deut- 
j. e keine vernünftige Alternative. 
h ^ts?n'and kann seine Stärke nur inner- 

*
ID

 einer festen Gemeinschaft der Euro- 
jy.er wirkungsvoll zur Geltung bringen. 
K r ln einer politischen Union kann 
Se

eutschland die ruhige Mitte Europas 
(jln- ^ir brauchen Europa aber auch 

Snalb, weil die Nationalstaaten die exi- 
^"tiellen Probleme ihrer Völker nicht 

eflr alleine lösen können. 

UP     
Unserem Verständnis muß das künf- 

^j  ?ur°pa subsidiär, föderal und demo- 
st 

at'Scn gestaltet sein. Ein zentralistisch 
u Tarierter, bürokratisch verwalteter 
I«    ln den politischen Entscheidungsab- 

en undurchsichtiger Moloch ent- 
^ ncnt nicht dem Leitbild, das wir von 
^ r°Pa entwerfen. Deshalb haben wir im 
Win str*cnter Vertrag gegen manchen 

üü trStand das PrinziP der Subsidiarität 
VieTf zt; die nationale und regionale 
y   'alt in Europa soll erhalten bleiben. 

n Zentraler Bedeutung ist für uns der 

Grundsatz: Was auf regionaler oder 
nationaler Ebene sachgerecht geregelt 
werden kann, darf nicht auf europäischer 
Ebene entschieden werden. Eine Verlage- 
rung von Kompetenzen nach Europa soll 
nur dort statthaft sein, wo die Bürger 
Europas davon profitieren. 

Auch nach dem Wegfall des Ost- 
West-Konfliktes bleibt Europa angewie- 
sen auf die funktionierende transatlanti- 
sche Partnerschaft. In diesem Rahmen 
müssen die Europäer mehr eigene Verant- 
wortung für ihre Sicherheit übernehmen. 
Europa ist auch nach den historischen 
Umbrüchen keine Insel des Friedens und 
des Wohlstandes geworden. Wirtschaftli- 
che und soziale Instabilitäten, nationale 
und ethnische Konflikte bedrohen die 
Sicherheit unseres Kontinents. Das ver- 
einte Deutschland muß sich — nach der 
Wiedererlangung seiner vollen Souverä- 
nität — wie alle anderen Partner an der 
europäischen Verteidigung und den 
gemeinsamen Aufgaben im Rahmen des 
NATO-Bündnisses beteiligen. Zu diesen 
Aufgaben zählen auch Maßnahmen zur 
Wahrung und Wiederherstellung des 
Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit; ein förmlicher Beschluß des 
Weltsicherheitsrates ist zur Übernahme 
solcher Aufgaben nach Auffassung der 
CDU nicht zwingend notwendig. 
Die Bundeswehr als Wehrpflicht-Armee 
wird auch künftig zur Verteidigung 
Deutschlands und des Bündnisgebietes 
eingesetzt werden. An weitergehenden 
Einsätzen der Bundeswehr sollen Wehr- 
pflichtige nur auf freiwilliger Basis teil- 
nehmen. 

Die CDU befürwortet die im Vertrag 
von Maastricht vorgenommene Weichen- 
stellung für eine Europäische Währungs- 
union. Hier geht es, wie beim Binnen- 
markt, um eine Erweiterung unserer Chan- 
cen und Möglichkeiten, da gerade die 
deutsche Wirtschaft in hohem Maße von 
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den wirtschaftlichen Bedingungen in 
Europa abhängt. 
Wir sagen in unserer Beschlußvorlage 
aber ganz deutlich: Wir wollen keine 
gemeinsame europäische Währung um 
jeden Preis. Die Stabilität des Geldes, die 
Unabhängigkeit einer Europäischen Zen- 
tralbank nach dem Vorbild der Bundes- 
bank und ein strenger Kriterienkatalog 
für die Teilnahme an der Währungsunion 
sind für uns unverzichtbare Vorausset- 
zungen. Ohne die Einhaltung dieser Vor- 
bedingungen können wir einer Wäh- 
rungsunion nicht zustimmen. 

Gegen den europäischen Einigungs- 
prozeß wird u. a. auch ins Feld geführt, 
daß ein Europa der offenen Grenzen das 
Verbrechen begünstige. Tatsache ist, daß 
das Organisierte Verbrechen, der Drogen- 
handel und der Terrorismus längst grenz- 
überschreitend arbeiten. Die Polizeien 
und Sicherheitsbehörden können ange- 
sichts dieser Entwicklung auf nationaler 

Ebene gar nicht mehr wirkungsvoll arbe 
ten. Eine effektive Verbrechensbekämp' 
fung setzt ein Zusammenwirken der 
Europäer bis hin zur Einrichtung eines 
europäischen Polizeiamtes „Europol" 
voraus. Die Gründe, die in den USAzur 

Schaffung des FBI geführt haben, sind 
auch für Europa gleichermaßen zwin- 
gend. Die Europäische Einigung bringt 
nicht weniger, sie ermöglicht mehr Sicher' 
heit für die Bürger. 
Der Wegfall der Binnengrenzen in 
Europa und die Verwirklichung eines 
europäischen Bürgerrechts auf Freizüg1^ 
keit darf nach Auffassung der CDU ni<£ 
zu einer Einschränkung unserer Mögl,c 

keiten führen, schwerkriminelle Auslaß 
der aus Deutschland abzuschieben. Wif 
sprechen uns vor allem dafür aus, daß 
Drogen-Delikte von Ausländern in der 
Regel zur Abschiebung führen, um aui 
diese Weise die Rauschgift-Szene aus- 
trocknen zu können. 
(Zur Asylproblematik: Seite 1—14) 

Aus dem Veröffentlichungsprogramm der KAS 
Entwicklungshilfe darf nicht aus- 
schließlich als materielle Hilfe ver- 
standen werden. — Was darüber hin- 
aus u. a. wichtig ist, registriert eine 
weitere Veröffentlichung der Konrad- 
Adenauer-Stiftung. Der Titel: 

Förderung der lokalen Selbst- 
verwaltung und kommunale 
Entwicklungszusammenarbeit 
— Bedeutung und Rolle im 
Nord-Süd-Dialog 
Die Publikation enthält z. B. Beiträge 
von: 
• Winfried Pinger (Förderung der 
lokalen Selbstverwaltung als Kernbe- 
reich kommunaler Entwicklungszu- 
sammenarbeit) 

• Klaus Simon (Die Bedeutung der 
Dezentralisierung für den Entwick- 
lungsprozeß — Zum Stand der prakti- 
schen Erfahrungen und theoretischen 
Überlegungen) 

• Peter Molt (Entwicklung und kom- 
munale Selbstverwaltung — Möglich- 
keiten und Grenzen kommunaler Part' 
nerschaften und Entwicklungszusam- 
menarbeit) 

Ansichtsexemplare verschickt auf 
Anfrage: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 
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Ruropol-Aufbaustab unter deutscher 
Leitung nimmt seine Arbeit auf 

le internationale polizeiliche Zusam- 
t.Qarbeit soll durch eine Europäische 

^minalpolizeiliche Zentralstelle 
öterstützt werden. Sie soll in ihrer 
Jsten Stufe für den Informationsaus- 

usch zwischen den Mitgliedstaaten 
.er Europäischen Gemeinschaft im 
j^eich der Rauschgiftkriminalität 
Ständig sein. 

p
Ur Beschleunigung der Errichtung von 

Eu 
stab 

fopol hat ein internationaler Aufbau- 
am 1. September 1992 seine Arbeit 

genommen. Der Aufbaustab steht 
^"ter deutscher Leitung und besteht aus 

flem Team, das sich aus Beamten der 
•    Mitgliedstaaten zusammensetzt, 

uch die Bundesländer sind in dem Auf- 
austab personell vertreten. 

^Einrichtung dieses Europol-Aufbau- 
j a°s beruht auf einem Beschluß der 

Jü 
en- und Justizminister der EG vom 

ni 1992. Dieser sieht vor, die Arbeiten 
r Schaffung von Europol in bestimm- 

R
n technischen und polizeifachlichen 
reichen einem spezialisierten Projekt- leam zu übertragen. 

•It2 des Aufbaustabs ist Straßburg. Damit 'st n°ch keine Vorentscheidung für den 

Standort von Europol selbst getroffen 
worden. Diese Entscheidung wird vom 
Europäischen Rat im Dezember 1992 zu 
fällen sein, damit Europol möglichst 
rasch seine Tätigkeit aufnehmen kann. 
Neben dem Aufbaustab wird die interna- 
tionale Arbeitsgruppe, die sich bisher mit 
den Vorarbeiten zu Europol befaßt hat 
und die aus Vertretern und Experten der 
Regierungen der EG-Mitgliedstaaten 
besteht, ihre Tätigkeit fortsetzen. Ein ent- 
sprechender Beschluß der Innen- und 
Justizminister der EG wurde vom Euro- 
päischen Rat auf seiner Tagung vom Juni 
1992 in Lissabon bestätigt. 
Anläßlich des Starts der Arbeiten des 
Europol-Aufbaustabs erklärte Bundesin- 
nenminister Rudolf Seiters: In Anbe- 
tracht der wachsenden Bedrohung, die 
von dem international organisierten Ver- 
brechen ausgeht, halte ich die internatio- 
nale polizeiliche Zusammenarbeit für 
dringend verbesserungsbedürftig. Hierzu 
wird Europol einen wichtigen Beitrag lei- 
sten. Dabei kann die zunächst beabsich- 
tigte erste Europol-Stufe einer Relais- 
stelle für den Informationsaustausch im 
Bereich der Rauschgiftkriminalität nur 
ein vorläufiger Schritt sein. 

Junge Union NRW: Norbert Röttgen tritt 
Nachfolge von Ronald Pofalia an 
Zum Vorsitzenden des mit rund 60.000 Mitgliedern größten Landesverbandes 
der Jungen Union haben die knapp 400 Delegierten des JU-Landestages am 12. 
September in Essen den 27jährigen Rechtsreferendar Norbert Röttgen aus 
^heinbach gewählt. Röttgen löst damit den Vorsitzenden der Jungen Gruppe in 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Ronald Pofalla ab, der den Landesverband 
Sechs Jahre lang geführt hat. 
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Langer Atem statt Aktionismus 
in der Jugendpolitik erforderlich 
Ausländerfeindliche Parolen, Steine 
und Molotowcocktails haben die poli- 
tische Landschaft in der ganzen Bun- 
desrepublik aufgeschreckt — zu 
Recht. Die Vorfällle in Mecklenburg- 
Vorpommern, Sachsen oder Branden- 
burg sind mit den Mitteln der Polizei 
allein nicht zu bekämpfen, sondern 
ihre Ursachen müssen bewältigt wer- 
den. Sozialistische „Volksverdum- 
mung", Orientierungslosigkeit, 
Arbeitslosigkeit und Zukunftsangst 
sind Triebfedern der Gewalt und des 
Hasses bei Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen. Hier muß die Politik 
einsetzen. 

Der CDU-Bundesfachausschuß Jugend- 
politik fordert deshalb: 

Die Weiterführung des „Programms 
zuTFörderung und des Aufbaus von Trä- 
gern der freien Jugendhilfe in den neuen 
Bundesländern" (AFT-Programm). Die 
für 1992 veranschlagten 50 Millionen 
DM werden auch für 1993 dringend 
benötigt. Das AFT-Programm muß insge- 
samt auf eine zumindest mittelfristige 
Laufzeit festgelegt werden, um den 
Jugendverbänden Planungssicherheit zu 
geben. Die bisherige „Gießkannenförde- 
rung" im AFT-1-Bereich muß einer 
modellhaften Projektförderung weichen, 
die kurzfristig eingreifen kann, wenn dies 
krisenhafte Entwicklungen nötig machen. 

Ym Das AFT-Programm soll für die 
Arbeit, Aus- und Weiterbildung von 
„Streetworkern" erweitert werden. Außer- 
dem müssen die Mittel für die Aus- und 
Weiterbildung der Mitarbeiter in der 
Jugendverbandsarbeit entsprechend 
angepaßt werden. 

Der CDU-Bundesfachausschuß 
Jugendpolitik fordert weiter, daß das 
bereits laufende 20-Mio.-„Anti-Gewalt- 
programm" mit dem AFT-Programm 
gekoppelt wird, damit kein Nebeneinafl' 
der der verschiedenen finanziellen Ford 
rungen herrscht, sondern ein Ineinander 
greifen ermöglicht wird. 

El Die Jugendkulturarbeit in den neuen 

Bundesländern ist fast vollständig zum 
Erliegen gekommen. Es müssen daher 
zusätzliche Mittel zur Verfügung gestel'1 

werden, um kulturelle Veranstaltung^0 z 

fördern bzw. zu ermöglichen. 

Die „Gießkannenförderung' 
muß einer modellhaften 
Projektförderung weichen. 

m Der Bundesfachausschuß Jugendp 
litik ist der Meinung, daß Kinder- und 
Jugendeinrichtungen der ehemaligen 
DDR von der Treuhand kostenlos oder 
besonders preisgünstig freien Trägern d 
Jugendarbeit oder engagierten Komm0' 
nen zur Verfügung gestellt werden. Es lS 

weder den freien Trägern noch den K°^ 
munen möglich, diese für die Jugendar- 
beit so wichtigen Immobilien aus eigerie 

Kraft zu erwerben bzw. zu unterhalten- 
Deshalb soll den freien Trägern der       . 
Jugendarbeit bei Übernahme von Jugen 

einrichtungen ein Investitionszuschuß a 

Sockelbetrag bei notwendigen Sanie- 
rungsarbeiten und darüber hinaus zins- 
günstige Kredite gewährt werden. 
Insgesamt ist die Situation von Jugend'1 

chen und jungen Erwachsenen in den 
neuen Bundesländern sehr schwierig- 
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Wohnungsmodernisierung erweitern 
iöe Erweiterung des Zinsverbilli- 

Sungsprogramms für Modernisie- 
, Ungen in den neuen Bundesländern 
;at die Vorsitzende des Bundes- 
*chausschusses Familienpolitik, 
paria Michalk, gefordert. Bereits 
K? liegen schon Kredit-Anträge in 
**0he von 19,5 Milliarden DM vor. 

le gute Atmosphäre in der Familie, Di 
as Miteinander der einzelnen Fami- 

lenmitglieder, das Wohlbefinden der 
.deinen ist u. a. auch davon abhän- 

^6» in welchem Wohnumfeld sie leben 
nu welche finanziellen Belastungen 

Stehen. 
nter dem Aspekt der enormen 

prbeitslosigkeit im Osten Deutsch- 
es befürchten viele Familien nicht 
schwingliche Lebenshaltungskosten 
rch Miet- und Zinserhöhungen. 

lI»erseits ist das Zinsverbilligungs- 
Pr°gramm für Modernisierungen in 

:n neuen Ländern noch immer nicht 
üb erall bekannt. 1992 steht ein Pro- 

gramm mit einem Kreditrahmen von 
15 Milliarden DM bereit. Andererseits 
liegen jetzt schon Anträge für Kredite 
in Höhe von 19,5 Milliarden DM vor. 

Obwohl die Bürger richtig werten, daß 
der marode Wohnungsbestand nicht 
in zwei Jahren vollständig erneuert 
sein kann, ist doch zu prüfen, das Pro- 
gramm angesichts des Volumens der 
Modernisierungsmaßnahmen zu 
erweitern. Das würde nicht nur den 
Familien über die Wohnungsunterneh- 
men und Genossenschaften zu Gute 
kommen, sondern auch direkt. Denn 
noch zu DDR-Zeiten haben viele 
junge Eheleute mit dem Bau eines 
Eigenheimes begonnen, dessen Fertig- 
stellung und Unterhaltung ihnen jetzt 
aufgrund der veränderten Bedingun- 
gen Sorgen bereitet. 

Der Bestand für Ehe und Familie wird 
auch daran gemessen, welche Chan- 
cen der Staat ihnen einräumt, sich 
selbst etwas zu schaffen. 

•>Wir u 
ty    °rauchen daher dringend neue 
lw .' die bedarfsorientiert sind, wo 

N dllCer VOr 0rt mitentscneiden und die 

fyjj, en Jugendlichen, auch denen der 
s0 j, 

a'en Szene, angenommen werden," 
^M

6
" 

WetzeI' MdB' Vorsitzender des 
^    Fachausschusses Jugendpolitik. 
d^*}Undesfachausschuß der CDU for- 
dere 1C *-ander und Kommunen gemäß 
de"^setzlichef Verpflichtung nach 
die .Binder- und Jugendhilfegesetz auf, 
t)jst 

Cntigen Bemühungen von Jugendmi- 
\ |"ln Angela Merkel stärker als bisher 
„fc. , eigene Initiativen zu unterstützen. S(larfi{ % n8üb 

jetzt nicht einfach zur Tagesord- 
ergegangen werden." • 

Senioren für Europa 

An historischer Stätte auf dem Ham- 
bacher Schloß veranstaltet der Lan- 
desverband Rheinland-Pfalz der 
Senioren-Union eine Tagung mit dem 
Thema „Senioren für Europa". — 
Diese Tagung findet am 17. Oktober 
um 10 Uhr im Festsaal des Hamba- 
cher Schlosses statt. — Interessenten 
werden gebeten, sich an die Senioren- 
Union des Kreisverbandes Bad Dürk- 
heim zu wenden: Postfach 1324 in 
6702 Bad Dürkheim 1. 
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Rita Süssmuth fordert Starthilfe 
für Unternehmerinnen 

Spezielle Kreditprogramme für 
arbeitslose Frauen, die sich selb- 
ständig machen wollen, hat die Vor- 
sitzende der Frauen-Union, Bundes- 
tagspräsidentin Rita Süssmuth, 
gefordert. 

Um solchen Frauen den Start in die 
Selbständigkeit zu erleichtern, sollten 
ihnen Darlehen von bis 40000 Mark 
bei einem Zinssatz von fünf Prozent 
angeboten werden. 

In den neuen Bundesländern sei ein 
wahrer Gründungsboom bei Frauen 
festzustellen: Von den Unternehmens' 
gründern, die 1991 Finanzierungs- 
hilfen in Anspruch genommen hätten» 
seien 36 bis 38 Prozent Frauen 
gewesen. 
Zu den „weiblich dominierten Grün- 
dungsbranchen" zählten vor allem <*e 

Handel sowie auf Gesundheits- und 
Körperpflege spezialisierte Hand- 
werksbetriebe. 

Klärung offener 
Vermögensfragen 
kommt voran 
„Horrorrechnungen", wonach die Klä- 
rung offener Vermögensfragen in den 
neuen Bundesländern 20 Jahre in 
Anspruch nehmen werde, halten aktu- 
ellen statistischen Angaben des „Bun- 
desamtes zur Regelung offener Vermö- 
gensfragen" nicht stand. 

Zum Stichtag 30. Juni 1992 sind 186.773 
Entscheidungen getroffen; am 30. März 
1992 waren es erst 109.158. Die Erledi- 
gungsquote stieg von 4,42 Prozent auf 
8,44 Prozent. Das bedeutet: In den letzten 
drei Monaten wurden beinahe genauso 
viele Entscheidungen getroffen wie im 
gesamten Zeitraum — 18 Monate — 
zuvor. 

Verwaltungshilfe des Bundes 
Hier zeigt sich deutlich, daß die Verwal- 
tungsverfahren — nicht zuletzt dank der 

Verwaltungshilfe des Bundes, aber vo 
allem durch die Anstrengung der Ko111 

munen — Schwung bekommen haben- 
Sachsen und Sachsen-Anhalt haben J"1 

12,99 Prozent bzw. 9,98 Prozent schon 
erfreuliche Quoten erreicht. Schluß»0 . 
sind Brandenburg mit 6,55 Prozent u° 
Berlin mit 4,89 Prozent. 
Der Chef des Bundeskanzleramtes, &ü 

desminister Friedrich Bohl: Die insg0'^ 
samt positive Tendenz stimmt zuvers»c 

lieh. Der Flaschenhals für Investition 
in den neuen Bundesländern wird al'' 

Auf dem richtigen Weg   ^^ 
mählich durchgängiger. Schneller wäf 

sicher besser, aber wir kommen auch 
dieser Frage voran! Die befürchteten 
Jahre werden wir — wenn es so wei*e 

geht — weit unterschreiten. Damit kel 

Mißverständnis entsteht: Die — ins°e' 
sondere personelle — Ausstattung oe „ 
Ämter für offene Vermögensfragen m 
trotzdem weiter erheblich verbessert 
den. Das 9-Punkte-Programm der Bü°' 
desregierung weist hier den richtigen   j 
Weg. 
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^eitere Verstetigung 
^ Aussiedlerzahlen 
siedtUgUSt 1992 kamen 18885 Aus" |a  'e^\n die Bundesrepublik Deutsch- 
es •       s sind 623 Aussiedler mehr 

•m August 1991 und 13461 weniger 
V0n

,ln Au8ust 1990. 
loq-,, n '8 885 Aussiedlern im August 
% tarnen: 
!^s der ehemaligen UdSSR: 15 760 
I Usder Republik Polen: 1737 

• au    Umänien: ,295 

v   
s den sonstigen Staaten: 93 

l99? ' • Januar 1992 bis zum 31. August 
in^ Wurden 130247 deutsche Aussiedler 
%ie 

r     nc*esrepublik Deutschland regi- 
^m v       Zugang ist damit gegenüber 
$ov Verg'eichszeitraum 1991 (149092) 
&n (314174) insgesamt zurückge- 

Ver , ahlen der Hauptherkunftsländer im 
8 eich, jeweils die ersten 8 Monate: 

$h 1992 1991 1990 

OkUdSSR 107470 101986 95810 
W -olen    13068 24735 121 12° 
$on  .,en 8 849 21224     93 651 
öie

St,8e 850        1147        3 593 

Uahta    * der AntragsteHer fur einen Auf_ 

kn J1ebescheid ist in den ersten 8 Mona- 
*eitr 

es Jahres gegenüber dem Vergleichs- 
gan  

Um °*es ^orJarires weiter zurückge- 
Ve

8en- sie erreicht etwa 65 Prozent des 
g e,chszeitraumes. Während der 

Antragseingang aus der Republik Polen 
und Rumänien weiter stark zurückging, 
liegen die Anträge aus der ehemaligen 
Sowjetunion um ca. 29 Prozent unter 
denen des Vorjahres. 
Folgende Zahlen liegen jetzt vor: 
In den ersten 8 Monaten stellten Anträge 
für Aufnahmebescheide: 
1991: 398360 Personen 
1992: 258 840 Personen. 

Hiervon entfielen auf die Herkunfts- 
gebiete: 
• ehemalige Sowjetunion: 
1991:317248 Personen 
1992:225757 Personen. 
• Republik Polen: 
1991:   49807 Personen 
1992:   20892 Personen. 
• Rumänien: 
1991:   28029 Personen 
1992:   10762 Personen. 
Hierzu erklärt der Aussiedlerbeauftragte 
der Bundesregierung, Horst Waffen- 
schmidt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern: Der 
Einsatz für die Minderheitenrechte der 
Deutschen in den Aussiedlungsgebieten 
wird immer bedeutsamer. Dies gilt insbe- 
sondere für Mittelasien, wo Deutsche in 
einigen Regionen unter dem Druck von 
nationalen und religiösen Fanatikern lei- 
den. Das seit dem 1. Juli 1990 geltende 
Aussiedleraufnahmeverfahren mit der 
Antragstellung aus dem jetzigen Wohnort 
bewährt sich weiterhin. 

Ostdeutsche Baukonjunktur hat wieder Schwung 
'e Baukonjunktur hat in Ostdeutschland während des Sommers wieder leicht 

.  Schwung gewonnen. Wie eine jetzt vom Hauptverband der Deutschen Bauin- 
. strie in Bonn veröffentlichte Umfrage ergab, nahmen die Aufträge im Juli und 
.   §ust, verglichen mit den Monaten Mai und Juni, um 29 Prozent zu. Das Auf- 
re 

gSn>veau übertraf damit im Juli und August 1992 die entsprechenden Vorja,h- 
SlT1onate um mehr als 60 Prozent. 
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Sanierung der Elbe - deutsche 
und internationale Verpflichtung 
Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Umweltpolitik der CDU, 
Kurt-Dieter Grill, und der Präsident 
der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Elbe, Dietrich Ruchay, 
haben anläßlich einer Pressekonferenz 
folgenden Beschluß des Bundesfach- 
ausschusses vorgestellt: 
Die ökologische Sanierung der neuen 
Bundesländer sowie die grenzüberschrei- 
tende Zusammenarbeit im Umweltschutz 
mit unseren östlichen Nachbarn ist eine 
der bedeutendsten Aufgaben der deut- 
schen Umweltpolitik. Finanzielle Mittel, 
die wir hier investieren, können zudem 
deutlich effektiver eingesetzt werden, als 
wenn ähnliche Beträge in die Optimie- 
rung vergleichbarer Projekte in den alten 
Bundesländern fließen würden. Ein Para- 
debeispiel für diesen Zusammenhang ist 
die Aufgabe der Sanierung der Elbe. 
Die Elbe und ihre Nebenflüsse gehören 
heute zu den am höchsten belasteten 
Gewässern der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die Nutzung des Wassers durch 
direkte Entnahme oder als Uferfiltrat für 
die Trinkwasserversorgung, für die 
Bewässerung landwirtschaftlicher Flä- 
chen und für Brauchwasser in Industrie 
und Gewerbe ist in vielen Flußabschnit- 
ten nicht mehr möglich. 
Die Elbe gehört außerdem zu den wesent- 
lichen Belastungsquellen für die Nordsee. 
Die Sanierung der Elbe ist daher eine der 
herausragenden nationalen und interna- 
tionalen Forderungen des Gewässer- 
schutzes. Das Einzugsgebiet der Elbe 
umfaßt 150.000 km2, davon liegen 65 Pro- 
zent in Deutschland, 34 Prozent in der 
Tschechoslowakei und je 0,7 Prozent in 
Polen und Österreich. 27 Mio. Menschen 

wohnen und arbeiten in diesem Gel" 
Großstädte wie Prag, Dresden, LeiPzi 
Magdeburg, Berlin und Hamburg enl 

sern ihre Stadtgebiete zur Elbe, gr°ße.fl 
Industriegebiete leiten ihre Abwässer 
die Elbe und deren Nebenflüsse ein- 
Durch die Sanierung der Elbe gewinfl ^ 
zugleich die Industriestandorte in im 
Einzugsgebiet an Attraktivität. 

Die Internationale Kommiß 
zum Schutz der Elbe — IKS^ 
Für den internationalen Gewässerscj" 
war es ein herausragendes Ereignis, 
nach kurzen und effektiven Verhand 
gen am 8. Oktober 1990 als erster vöj* 
rechtlicher Vertrag des wiederverein'e^ 
Deutschlands die „Vereinbarung übe ^ 
Internationale Kommission zum Sen ^ 
der Elbe" (IKSE) unterzeichnet weiy^ 
konnte. In dieser Kommission mit S' 
Magdeburg arbeiten Deutschland, d' 
Tschechoslowakei und die EuropäisC 

Gemeinschaft gleichzeitig und eng    .g() 

zusammen. Polen und Österreich ^ef „ 
als Gäste zu den Kommissionssitzufle 
eingeladen. 

Erstes Aktionsprogramm 
(Sofortprogramm) der IKS* 
Die IKSE hat unmittelbar nach Veftr* 
Zeichnung ihre Arbeit aufgenommen- 
Schwerpunkte der Arbeit waren 
• die Ermittlung der BelastungssC»1 

punkte und 
• die Vorlage eines prioritären San 

rungsprogramms, 
zusammengefaßt in einem „Ersten    ^ 
Aktionsprogramm (Sofortprogramm^ 
Reduzierung der Schadstofffrachten 
der Elbe und ihrem Einzugsgebiet • 
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I99, r°8ramm wurde am 9. Dezember 
2. jü Von der IKSE verabschiedet und am 
Deü.m 1992 von den Umweltministern 
sow c"'anQ,s und der Tschechoslowakei 
EQ 

e dem für den Umweltschutz in der 
eine 

erantwortlichen Kommissar mit 
liCk,r ^einsamen Erklärung der Öffent- 
A|s 

e,t vorgestellt. 
ten s af

Uptzie,e bis 1995 sind im vorgeleg- 
I.. ofortProgramm festgelegt 

Vn Perti?stel,ung der im Bau befindli- 
8en.-i Cntigsten kommunalen Kläranla- 1 über 2" ' 
'dig Ra 

ginn A^dUvorbereitung oder der Baube- 
• H- _er ^O-OOO Einwohnergleichwerte 

an|a  
er wichtigsten kommunalen Klar- 

ierte    Über 5000° Einwohnergleich- 

V°ralle 
rBau von Industriekläranlagen, um 

sche  
wni das Abwasser aus der chemi- 

Zz\\   ^nd pharmazeutischen, aus der 
der      '" 

und Papierindustrie sowie aus 
deni 7

etal'verarbeitenden Industrie mit 
Hah!   zu behandeln, vorrangig 15 aus- 
t>en    

te Prioritäre Stoffe bzw. Stoffgrup- 
bi 'Reduzieren. 
S°fon°Sten fÜr die im Rahmen des 

^en, pr°8ramms vorgesehenen Maßnah- 
i n w*den mit 

* Mrd. DM für die im Bau befindli- 
^    en kommunalen Kläranlagen 

,'  Mrd. DM für die vorbereiteten 
k 2°

mmunalen Kläranlagen 
,'  Mrd. DM für die Industriekläran- 

! lagen 

h0 
nd insgesamt mit 11,8 Mrd. DM 

Pro^equenzen aus dem Sofort- 
Branini Elbesanierung 

%dj ~eflt Übereinstimmung, daß leSan Hfr ~M,,lerung der Elbe sowohl für die 
Ür die1»        der neuen Länder als auch 

lH:nde Bedeutung hat, 

r*gen(j 
K^lnhaltung der Nordsee heraus- 

»eK °sten zur Sanierung der Elbe 

durch verursacherorientierte Abwasserge- 
bühren nicht aufgebracht werden kön- 
nen. 

Der Bundesfachausschuß 
Umweltpolitik 
• begrüßt das im Sofortprogramm der 
Internationalen Kommission zum Schutz 
der Elbe (IKSE) dargestellte Maßnah- 
menpaket und mahnt seine Realisierung 
an, 
• fordert Bundesregierung und Bundes- 
tag auf, ein zweckgebundenes Förderpro- 
gramm für Abwassermaßnahmen im 
Elbe- und Ostsee-Einzugsgebiet — ana- 
log dem Rhein-Bodensee-Programm — 
im Hinblick auf die internationalen Ver- 
pflichtungen zum Schutz der Nordsee ab 
1993 aufzulegen, 
• bittet Bundesregierung, Bundestag und 
Bundesrat, in das Abwasserabgabenge- 
setz eine Kompensationsregelung aufzu- 
nehmen, wonach die Abwasserabgabe in 
den alten Ländern in der Höhe nicht ent- 
steht, wie Investitionen für Abwasser- 
maßnahmen in den neuen Ländern 
erbracht werden, 
• fordert Bundestag und Bundesrat auf, 
eine gesetzliche Regelung zu treffen, 
wonach Kommunen im Einvernehmen 
mit den Landesbehörden gewässerschutz- 
politisch nachrangige Investitionen bis zu 
15 Jahre zurückstellen dürfen, wenn sie 
40 Prozent der ersparten Investitionsmit- 
tel in das Elbe-Ostsee-Programm einbrin- 
gen. 
Der Bundesfachausschuß ist der Über- 
zeugung, daß die für die Entwicklung der 
neuen Bundesländer und für die Einhal- 
tung der internationalen Verpflichtungen 
zur Rettung von Nord- und Ostsee unbe- 
dingt erforderlichen Investitionen nur 
dann rechtzeitig aufgebracht werden kön- 
nen, wenn Bund, Länder und Kommunen 
ein umfassendes Förder- und Investi- 
tionsprogramm auflegen. • 
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Paul Breuer: 

Die Wehrpflicht muß bleiben 
Zum politischen Auftrag und den sich 
daraus ableitenden Aufgaben deut- 
scher Streitkräfte, zur Notwendigkeit 
der Beibehaltung der allgemeinen 
Wehrpflicht und der Erreichung von 
Wehr- und Dienstgerechtigkeit 
erklärte der verteidigungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Paul Breuer: 

Der Wegfall der unmittelbaren existen- 
tiellen Bedrohung der Bundesrepublik 
Deutschland durch den Zusammenbruch 
des kommunistischen Machtsystems hat 
eine Diskussion um den Auftrag deut- 
scher Streitkräfte und die hieraus abzulei- 
tenden Aufgaben entfacht. Die umbruch- 
artigen Veränderungen in Europa haben 
dazu geführt, daß die Notwendigkeit der 
Beibehaltung der allgemeinen Wehr- 
pflicht in Frage gestellt wird. Die Verrin- 
gerung des Personalumfanges der Streit- 
kräfte auf 370.000 Soldaten in einem wie- 
dervereinigten Deutschland hat die Frage 
aufgeworfen, ob weiterhin Wehrgerech- 
tigkeit geleistet werden kann oder ob 
nicht vielmehr an Stelle oder neben die 
allgemeine Wehrpflicht eine allgemeine 
Dienstpflicht eingeführt werden müßte. 
Die bedauerlicherweise festzustellende 
Begriffsverwirrung in der politischen Dis- 
kussion dieser Themen, ein gewisses 
babylonisches Sprachgewirr in der Auf- 
trags- und Wehrpflichtdiskussion, haben 
mich veranlaßt, hierzu ein Positionspa- 
pier zu erarbeiten, von dem ich hoffe, daß 
es in der politischen Auseinandersetzung 
dazu beiträgt, die Diskussion zu versach- 
lichen. 
Der sich auf das Grundgesetz der Bun- 
desrepublik Deutschland stützende Auf- 
trag deutscher Streitkräfte hat sich nicht 

verändert. Deutsche Streitkräfte sie«1 

die Fähigkeit unseres Staates zur Laj1 

Verteidigung, das ist Bündnisvertrag 
gung. Dies setzt die Solidarität der B» 
desrepublik Deutschland mit ihren "a' 
nern in Sicherheits- und Verteidig^ 
bündnissen voraus. Diesen Aspekt o 
Landesverteidigung haben wir bis zu x 
Wiedererlangung unserer vollen S°^ f. 
nität unseren Partnern im Bündnis u -0|. 
lassen. Nachdem bisher ausländisch^, 
daten mit ihrer Bereitschaft zur Verte 

gung der Bundesrepublik Deutsch!^ 
ihren Beitrag zu Solidarität und Fne 

geleistet haben, ermöglicht es nunme 

die sicherheitspolitische Situation ltl.^ 
Europa der Bundesrepublik DeutsC"1 ^ 
auch ihre Solidarität mit den Partne^ 
beweisen. Die Frage der Beibehaltung 
der allgemeinen Wehrpflicht beantv*'0 

sich in erster Linie aus dem Sinn un 

Zweck dieser uns durch die Verfass11 

auferlegten Pflicht. 
Der Auftrag deutscher Streitkräfte zU

jt 

Verteidigung von Frieden und Fre .•<{$• 
auch im Rahmen kollektiver Sicher'1   ^ 
Systeme richtet sich an alle Soldaten- 
bin jedoch der Auffassung, daß die 
Besonderheiten der Einsätze außetj1 

der Bündnisgebiete von NATO uflö   -^ 
WEU gebietet, nur solche Wehrpfl»^ 
während und nach ihrem Grundwe»1  ^. 
dienst bei derartigen Aufgaben zu <•>, 
gen, die sich durch ihre freiwillige ^\ß 

dung in hierfür speziell aufzustellen ^ 
Verbände und Einheiten der Streit* 
bereit gefunden haben. 

pre* 
Das Positionspapier ist in der 
sestelle der CDU/CSU-Bunde*' 
tagsfraktion erhältlich. Tel-: 

(0228)163015. 
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Herbstaktion 1992 
9^r diesjährige Herbst ist ein wich- 
"ger Termin für die Parteiarbeit 
der CDU, insbesondere in den 
neuen Bundesländern. Auf allen 
Politischen Ebenen — Bundes-, 
Landes- und Kommunalbereich — 
,st Halbzeit in der Legislaturpe- 
riode. 

Aus diesem Anlaß bereitet die CDU- 
oundesgeschäftsstelle in enger Zusam- 
menarbeit mit den Landesverbänden 
,n den neuen Bundesländern eine 
breitangelegte Herbstaktion vor mit 
dem Ziel, die Arbeit der CDU insge- 
samt verstärkt öffentlich darzustellen. 
J~. er die während der Monate Juni 
bls August diesen Jahres durchgeführ- 
ten Modellwochen in einigen 
^eschäftsstellenbereichen hat die 
v-DU-Bundesgeschäftsstelle mit den 
Landesverbänden in den neuen Bun- 

^jodellwochen der CDU 
aesländern eine Dokumentation 
erstellt mit dem Titel „Modellwochen 
Qer CDU in den neuen Landesverbän- 
den zur Vorbereitung der Herbstak- 
tion 1992". In dieser Dokumentation, 
d,e an alle Landesverbände der alten 
Und neuen Bundesländer sowie an alle 

Kreisgeschäftsstellenbereiche, Kreis- 
vorsitzende, Bundes- und Landtagsab- 
geordnete der neuen Bundesländer 
verteilt wurde, befindet sich ein detail- 
lierter Überblick über die einzelnen 
Modellwochen mit einer umfangrei- 

Bürgernah und interessant 

chen Presseauswertung. Die bei den 
Modellveranstaltungen gewonnenen 
Erfahrungen können genutzt werden, 
um bürgernahe und interessante Ver- 
anstaltungen sowie Materialien für 
den Herbst vorzubereiten. Diese 
Dokumentation soll eine Orientie- 
rungshilfe für die bevorstehende 
Herbstaktion sein. 
Die Kreisgeschäftsführer der 
Geschäftsstellenbereiche Branden- 
burg/Belzig/Rathenow, Herr Harry 
Grunert, Grimmen/Rügen/Stralsund, 
Herr Harry Glawe, Dessau/Bitterfeld, 
Herr Klaus-Jürgen Teichert, Jena- 
Stadt/Jena-Land/Eisenberg/Stadt- 
roda, Herr Gerhard Richter, sowie 
Zwickau-Werdau, Herr Christoph 
Roth, und Herr Stefan Stinner, Abtei- 
lungsleiter Parteiorganisation der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
Telefon (0228) 5445 39, stehen Ihnen 
gerne für Nachfragen zur Verfügung. 

CDU-Partnerschaften 
°er CDU-Kreisverband Torgau (Sachsen) ist sehr an einer Partnerschaft mit 
e,r»em Kreisverband in den alten Bundesländern interessiert. Sollten Sie Inter- 
®f se an einer Partnerschaft haben, wenden Sie sich bitte direkt an den zustän- 
den Kreisgeschäftsführer, Herrn Horst Naumann, Holzweißigstraße 30, 
°-7290 Torgau, Telefon (03421) 3517. 
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